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I N H A LT

Aus Anlass der – am 7. November 2011 erfolgten –
Beschlussfassung des Tiroler Landtages über ein Tiroler
Landesverwaltungsgerichtsgesetz (LGBl. Nr. 148/2012),
ein Landesverwaltungsgerichtsbarkeits-Anpassungsge-
setz (LGBl. Nr. 150/2012) und eine Novelle zur Tiro-
ler Landesordnung 1989 (LGBl. Nr. 147/2012) wird im
Folgenden auf die wesentlichen Neuerungen, die spe-
ziell für die Gemeinden mit der Einführung einer Ver-
waltungsgerichtsbarkeit erster Instanz verbunden sind,
hingewiesen:

Mit 1. Jänner 2014 werden in Österreich je ein Ver-
waltungsgericht erster Instanz in den Ländern sowie
zwei Verwaltungsgerichte erster Instanz beim Bund (ein
Bundesverwaltungsgericht und ein Bundesfinanzge-
richt) eingerichtet. Die verfassungsgesetzliche Grund-
lage dafür wurde bereits mit der Verwaltungsgerichts-
barkeits-Novelle 2012, BGBl. I Nr. 51, geschaffen;
zwischenzeitlich wurden auf Ebene der Bundes- und
Landesgesetzgebung ergänzende bzw. ausführende Re-
gelungen erlassen bzw. befinden sich diese derzeit noch
in parlamentarischer Behandlung. Die Verwaltungsge-
richte erster Instanz nehmen künftig den Platz der bis-
herigen Berufungsbehörden ein. Sie sind somit einheit-
liche Beschwerdeinstanz in allen Verwaltungsangele-
genheiten, und zwar in Administrativsachen und Ab-
gabenangelegenheiten ebenso wie in Verwaltungsstraf-
sachen.

Die Landesverwaltungsgerichte sind unter anderem
für Beschwerden in Angelegenheiten der Landesver-

waltung, der mittelbaren Bundesverwaltung sowie des
eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde zuständig.
Da in Tirol der gemeindeinterne Instanzenzug insbe-
sondere aufgrund verwaltungsökonomischer Erwägun-
gen landesgesetzlich ausgeschlossen wird, tritt die Be-
schwerde an das Landesverwaltungsgericht nicht nur an
die Stelle der bisher vorgesehenen Vorstellung an die
Landesregierung als Gemeindeaufsichtsbehörde, son-
dern ersetzt diese auch die Berufungsmöglichkeit an den
Gemeindevorstand (in Innsbruck: Stadtsenat) als zweit-
instanzliche Gemeindebehörde. Der Ausschluss des
Instanzenzuges innerhalb der Gemeinde erfolgt dabei
generell für alle landesgesetzlich geregelten Angelegen-
heiten des eigenen Wirkungsbereiches (für die – selte-
nen – Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches,
die bundesgesetzlich geregelt sind, liegt die Zuständig-
keit für den Ausschluss des innergemeindlichen Instan-
zenzuges beim Bundesgesetzgeber). Weiterhin bestehen
bleibt die Möglichkeit, in der betreffenden Angelegen-
heit eine Beschwerdevorentscheidung (ersetzt die bis-
herige Berufungsvorentscheidung) zu erlassen, sodass
sich an der umfassenden Kognitionsbefugnis der erst-
instanzlichen Behörde durch die Einführung der erst-
instanzlichen Verwaltungsgerichtsbarkeit nichts We-
sentliches ändern wird.

Im gegebenen Zusammenhang ist auch darauf hin-
zuweisen, dass die bei den Gemeindeaufsichtsbehörden
am 31. Dezember 2013 anhängigen Vorstellungsverfah-
ren mit 1. Jänner 2014 von Verfassungs wegen auf das
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Landesverwaltungsgericht übergehen. Aller Voraussicht
nach wird mit diesem Zeitpunkt für die beim Gemeinde-
vorstand anhängigen Berufungsverfahren kraft – noch
zu erlassender – landesgesetzlicher Anordnung eben-
falls das Landesverwaltungsgericht zuständig werden.
Die neuen Verwaltungsgerichte sind prinzipiell dazu an-
gehalten, in der Sache selbst zu entscheiden. In diesem
Fall muss aber der entscheidungswesentliche Sachver-
halt feststehen oder die Feststellung desselben durch das
Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit
gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis ver-
bunden sein. Ohne der diesbezüglichen Spruchpraxis
der Landesverwaltungsgerichte vorzugreifen, ist daher
zu bezweifeln, dass diese insbesondere in Getränke-
steuerverfahren, die nach der diesbezüglichen höchst-
gerichtlichen Rechtsprechung bekanntlich besonders
umfangreiche Ermittlungen vor Ort erfordern, den ent-

scheidungswesentlichen Sachverhalt künftig selbst er-
mitteln und den Gemeinden diese Aufgabe abnehmen
werden. Es ist somit vor allem bei diesen Verfahren nicht
auszuschließen, dass die Landesverwaltungsgerichte
den erstinstanzlichen Gemeindebescheid im Rahmen
einer kassatorischen Entscheidung beheben und die
Gemeinde zur ergänzenden Sachverhaltsermittlung an-
halten werden.

Seitens der Abteilung Gemeindeangelegenheiten er-
geht daher erneut der eindringliche Appell, die immer
noch bei den Gemeinden behängenden Getränkesteuer-
verfahren zügig weiterzuführen und nach Möglichkeit
noch im Jahr 2013 zum Abschluss zu bringen. 

Ergänzende Informationen im Gegenstand werden
nach der Beschlussfassung über die ergänzenden bun-
des- und landesrechtlichen Bestimmungen insbeson-
dere im Bereich des Verfahrensrechts erfolgen.

Die Trinkwasserverordnung (TWV), BGBl. II Nr.
304/2001 i. d. F. BGBl. II Nr. 359/2012 sieht vor, dass
der Betreiber einer Wasserversorgungsanlage Untersu-
chungen des Trinkwassers gemäß dem Untersuchungs-
umfang und den Untersuchungshäufigkeiten nach An-
hang II der genannten Verordnung von einem Untersu-
chungsberechtigten durchführen zu lassen hat. Jede
Trinkwasserversorgungsanlage ist zumindest einmal im
Jahr zu überprüfen. 

Als Betreiber von Trinkwasserversorgungsanlagen
werden die Gemeinden daran erinnert, die hiefür erfor-
derliche Auftragsvergabe für das Jahr 2013 an einen
Untersuchungsberechtigten nach §§ 65 oder 73 Le-
bensmittelsicherheits- und Verbraucherschutzgesetz
(LMSVG) rechtzeitig zu veranlassen.

Die aktuelle Liste der zur Trinkwasseruntersuchung
befugten Stellen und Personen ist auf der Homepage
des Bundesministeriums für Gesundheit abrufbar
(www.bmg.gv.at – Link „VerbraucherInnengesundheit“
– „Lebensmittel“ – „Trinkwasser“).

Die Gutachten über die durchgeführten Untersu-
chungen sind dem Landeshauptmann als zuständige
Behörde zu übermitteln. Die Trinkwasseruntersu-
chungsergebnisse sollten durch den beauftragten
Untersuchungsberechtigten direkt in das Wasserinfor-
mationssystem bei der Abteilung Wasserwirtschaft des

Amtes der Tiroler Landesregierung übertragen werden.
Die Untersucher sind dafür ausgerüstet, die Daten di-
gital zu übermitteln.

Die Durchführung der Beprobung hat gemäß An-
hang II der TWV (Mindesthäufigkeit, erforderliche Pro-
benzahl) zu erfolgen. Bei der jährlichen Probenahme ist
auch die Überprüfung der Wasserversorgungsanlage
(Lokalaugenschein, einschließlich der Wasserspende
mit Fassungszone) vorzunehmen. Der Untersuchungs-
umfang hat die Parameter des Anhangs I der TWV zu
umfassen, soweit diese nicht durch Bescheide des Lan-
deshauptmannes reduziert wurden. 

Für wasserfachliche Fragen steht Ihnen Herr Dipl.-
Ing. Johannes Pinzer (Telefon-Nummer 0512/508-
4215, E-Mail: johannes.pinzer@tirol.gv.at) – Abteilung
Wasserwirtschaft, zur Verfügung.

Weiters werden die Gemeinden ersucht, die sonsti-
gen Betreiber von Wasserversorgungsanlagen im Ge-
meindegebiet, insbesondere Wassergenossenschaften,
über die Untersuchungspflicht und die Vorlage der Gut-
achten zu informieren, da die Gemeinde aufgrund des
örtlichen Nahebezuges in vielen Fällen erster An-
sprechpartner ist.

Mag.a Gabriele ACHLEITNER
Abteilung Gesundheitsrecht

2.
Information betreffend die Untersuchungspflicht 

für Trinkwasserversorgungsanlagen
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Obtober 2012 November 2012
(endgültig) (vorläufig)

Index der Verbraucherpreise 2010
Basis: Durchschnitt 2010 = 100 106,9 107,0

Index der Verbraucherpreise 2005
Basis: Durchschnitt 2005 = 100 117,1 117,2

Index der Verbraucherpreise 2000
Basis: Durchschnitt 2000 = 100 129,5 129,6

Index der Verbraucherpreise 96
Basis: Durchschnitt 1996 = 100 136,2 136,3

Index der Verbraucherpreise 86
Basis: Durchschnitt 1986 = 100 178,1 178,3

Index der Verbraucherpreise 76
Basis: Durchschnitt 1976 = 100 276,9 277,1

Index der Verbraucherpreise 66
Basis: Durchschnitt 1966 = 100 485,9 486,3

Index der Verbraucherpreise I
Basis: Durchschnitt 1958 = 100 619,1 619,6

Index der Verbraucherpreise II
Basis: Durchschnitt 1958 = 100 621,1 621,7

Der Index der Verbraucherpreise 2010 (Basis: Durchschnitt 2010 = 100) für
den Kalendermonat November 2012 beträgt 107,0 (vorläufige Zahl) und ist
somit gegenüber dem Stand für Oktober 2012 um 0,1% gestiegen (Oktober
2012 gegenüber September 2012: 0,2%). Gegenüber November 2011 ergibt sich
eine Steigerung um 2,8% (Oktober 2012/2011: 2,8%).

V E R B RAU C H E R P R E I S I N D E X  
F Ü R  N O V E M B E R  2 0 1 2

(vorläufiges Ergebnis)
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